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Gültiges Recht Neues Recht Kommentar

A. Allgemeines I. Allgemeine Bestimmungen

Geschlecht

Bei der Bezeichnung eines Amtes oder einer Funktion gilt diese 
immer für Personen beider Geschlechter.

Es wird vorschriftgemäss jederzeit die männliche und weibliche 
oder, wenn möglich eine neutrale Geschlechtsform verwendet. 
Deshalb kann auf diese Bestimmung verzichtet werden.

Art. 1 Rechtsgrundlage

Gestützt auf Art. 13 Ziff. 1 der Gemeindeordnung vom 20. Juni 
2005 erlässt die Gemeindeversammlung folgende Verordnung 
über die Entschädigung der Behörden, Kommissionen und Funk-
tionäre im Nebenamt.

Art. 1 Rechtsgrundlage

Die Gemeindeversammlung der Politischen Gemeinde Hochfel-
den erlässt gestützt auf Art. 13 Ziff. 2 der Gemeindeordnung fol-
gende Entschädigungsverordnung.

Art. 2 Geltungsbereich

Diese Verordnung regelt die Entschädigungen, Zulagen, Spesen-
vergütungen, die Tag- und Sitzungsgelder sowie den Versiche-
rungsschutz der Behörden, Kommissionen und nebenamtlichen 
Funktionäre.

Art. 2 Geltungsbereich / Zweck

1 Die Entschädigungsverordnung legt die Entschädigungen so-
wie den Versicherungsschutz der Behörden fest. 

2 Der Gemeinderat erlässt in separaten Ausführungsbestimmun-
gen ergänzende Regelungen über die Anwendung dieser Verord-
nung.

Mit der Bildung der Einheitsgemeinde wird ein einziger Erlass für 
sämtliche Behördenmitglieder der Gemeinde Hochfelden ge-
schaffen.

Die Regelungen für das Verwaltungspersonal sowie das neben-
amtliche Personal werden vollständig von der Behördenentschä-
digung losgelöst und in separaten Erlassen festgehalten.

Art. 3 Teuerungszulagen

1 Auf den pauschalen Jahresentschädigungen sowie den 
Sitzungsgeldern werden die gleichen Teuerungszulagen ausge-
richtet, wie sie vom Regierungsrat für das Staatspersonal festge-
setzt werden. 

2 Eine Anpassung der Sitzungsgelder erfolgt jeweils auf CHF 
5.00 genau, sobald die kumulierte Teuerung die Anpassungs-
höhe erreicht bzw. überschritten hat.

Bisher hat diese Bestimmung nur Anwendung auf die Besoldung 
des Gemeindepersonals gefunden. Künftig soll die Anpassung 
auch für die Entschädigungen von Behörden und Kommissionen 
Anwendung finden.



Art. 4 Entschädigungen bei Abwesenheiten, Krankheit, Un-
fall, Austritt und Todesfall

1 Im Grundsatz besteht ein Anspruch auf eine Entschädigung.

2 Muss eine Stellvertretung eingesetzt werden, weil ein Mitglied 
des Gemeinderats oder der Primarschulpflege aus privaten, ge-
schäftlichen oder gesundheitlichen Gründen mehr als ein Monat 
vollständig ausfällt, können die Behörden im Einzelfall mittels Be-
schluss über eine Kürzung für die restliche Dauer der Abwesen-
heit entscheiden.

3 Der gekürzte Beitrag wird den Stellvertretungen gutgeschrie-
ben.

4 Bei einem vorzeitigen Rücktritt eines Behördenmitglieds wird 
die Entschädigung letztmals vollständig in dem Monat ausbe-
zahlt, in dem der Bezirksrat dem Rücktritt zugestimmt hat. 

Eine Kürzung ist erst möglich, wenn das Behördenmitglied voll-
ständig ausfällt und keine Tätigkeit mehr ausüben kann. Solange 
eine teilweise Mitwirkung im Amt möglich bleibt, ist grundsätz-
lich die gesamte Entschädigung geschuldet.

Art. 5 Entschädigung aus Mandaten

Entschädigungen, die ein Mitglied des Gemeinderats oder der 
Primarschulpflege von Dritten für ein Amt oder eine Tätigkeit im 
Zusammenhang mit der Behördenfunktion erhält, müssen dekla-
riert werden und verbleiben bei der delegierten Person. Der Ge-
meinderat regelt die Einzelheiten.

Bisherige Praxis wird in Gesetzestext aufgenommen.

Art. 6 Anpassung von Entschädigungen

Bei einem vorübergehenden Abtausch einzelner Aufgaben ent-
scheidet die jeweilige Behörde oder Kommission in eigener Kom-
petenz über die Aufteilung der Jahresgrundentschädigung ge-
mäss Art. 8 bis 13 zwischen den einzelnen Behörden bzw. Kom-
missionsmitglieder.

Art. 7 Definition Jahresgrundentschädigung

1 Mit den Jahresgrundentschädigungen gemäss Art. 8 bis 14 sind 
sämtliche amtlichen Tätigkeiten abgegolten. 

2 Ordentliche Sitzungen der jeweiligen Behörden, Gemeindever-
sammlungen, Besprechungen der Behördenmitglieder unter-

Bisher fehlte eine solche nähere Definition (bzw. alt Art. 4 zeigte 
sich in der Praxis als zu unpräzis), welche Leistungen mit der Jah-
respauschale abgegolten sind, was regelmässig zu Unklarheiten 
geführt hat. Entsprechend wird die Formulierung präzisiert.



einander oder/und mit dem Gemeinde- bzw. Lehrpersonal sowie 
die Teilnahme an repräsentativen Anlässen, Mitarbeitendenbe-
urteilungen und Bewerbungsgesprächen sind nicht entschädi-
gungsberechtigt. Diese Tätigkeiten sind in der Jahresgrundent-
schädigung erfasst. Ausnahmen werden durch das Präsidium der 
entsprechenden Behörde bzw. Kommission beurteilt.

3 Es werden keine weiteren Sitzungsgelder ausbezahlt, ausge-
nommen bei 

a) Sitzungen von durch die zuständige Behörde eingesetzten 
Ausschüssen, Projektgruppen und Kommissionen, bei deren 
Sitzung ein Beschlussprotokoll oder Aktennotiz geführt und 
mittels Traktandenliste eingeladen wird; 

b) Sitzungen und Anlässen (wie Workshops usw.) als offizielle 
Delegierte bzw. offizieller Delegierter oder Abgeordnete 
bzw. Abgeordneter der Gemeinde, sofern nicht die ent-
sprechende Institution (z.B. Zweckverband, Anstalt usw.) di-
rekt dem Behördenmitglied eine Entschädigung oder ein 
Sitzungsgeld ausrichtet; 

c) Teilnahme an Schulungen, Kursen oder Workshops im Rah-
men von Weiterbildungen. Davon ausgeschlossen sind län-
gerdauernde Weiterbildungen wie z.B. CAS/DAS/MAS/MBA-
Lehrgänge. Der Gemeinderat kann die Übernahme von Wei-
terbildungskosten in einem Behördenerlass (Weiterbildungs-
reglement) festlegen; 

d) Sitzungen von Mitgliedern der Rechnungsprüfungskommis-
sion im Zusammenhang mit der Prüfung von Anträgen, Jah-
resrechnungen und Budgets von Zweckverbänden und 
Schulgemeinden, die sie im Rahmen ihrer finanzpolitischen 
Prüfungsfunktion im Rhythmus oder als Abordnung ausüben.

Neu werden Mitarbeitendenbeurteilungen nicht mehr separat 
entschädigt (vgl. alt Art. 5 der Entschädigungsverordnung der Pri-
marschule).

Hingegen werden neu Sitzungen und Anlässe honoriert, wofür 
das entsprechende Behördenmitglied delegiert bzw. abgeordnet 
ist. 



B. Entschädigungen II. Entschädigungsansätze

Art. 8 Gemeinderat

Als Jahresentschädigung werden folgende prozentuale Anteile 
am Jahresgrundlohn gemäss Lohnklasse 22 Lohnstufe 13 der 
kantonalen Lohntabelle ausbezahlt:

 Präsidium Gemeinderat 25.0 %
 Übrige Mitglieder (ohne Präsidium) 15.0 %

Die Anzahl der Gemeinderäte wird um eine Person reduziert. Die 
bisherigen Aufgaben werden entsprechend auf weniger Personen 
verteilt und ausserdem sind neu auch schulische Themen Inhalt 
der Tätigkeit im Rat. Das Schulpräsidium hat als fünftes Mitglied 
des Gemeinderates deutlich umfassendere Aufgaben, die ent-
sprechend zu entschädigen sind. Als gesamtverantwortliches 
Exekutivmitglied hat das Gemeindepräsidium die höchste Verant-
wortung, weshalb die grösste Entschädigung gerechtfertigt ist. 
Ausserdem wurden die Entschädigungen schon länger nicht mehr 
angehoben und die vorgeschlagenen Erhöhungen sollen das Mi-
lizsystem in Hochfelden attraktiver machen.

Gemäss kantonaler Lohntabelle 2025 beträgt der Grundlohn in 
der Klasse 22 LS 13 z.Z. CHF 155’133, was folgende Entschädigun-
gen ergeben:

 Präsidium Gemeinderat CHF 38’783
 Übrige Mitglieder CHF 23’270

Art. 9 Primarschulpflege

Als Jahresentschädigung werden folgende prozentuale Anteile 
am Jahresgrundlohn gemäss Lohnklasse 22 Lohnstufe 13 der 
kantonalen Lohntabelle ausbezahlt:

 Präsidium Primarschulpflege 21.0 %
 Übrige Mitglieder (ohne Präsidium) 13.0 %

Gemäss kantonaler Lohntabelle 2025 beträgt der Grundlohn in 
der Klasse 22 LS 13 z.Z. CHF 155’133, was folgende Entschädi-
gung ergibt:

 Präsidium Primarschulpflege CHF 32’578
 Mitglieder (ohne Präsidium) CHF 20’167

Dies entspricht der heutigen Grundentschädigung gemäss Art. 3 
der Entschädigungsverordnung der Primarschulgemeinde.

Art. 3 Behörden und ständige Kommissionen

Für die Erfüllung der amtlichen Aufgaben werden den Mitglie-
dern der Behörden und ständigen Kommissionen folgende Ent-
schädigungen ausgerichtet:

a) Gemeinderat
- Präsident/in Fr. 33'000.00
- Mitglieder Fr.  18'000.00

Mit diesen Entschädigungen sind auch die Tag- und Sitzungsgel-
der abgegolten für die ordentliche Gemeinderatstätigkeit (Vor-
bereitung der Geschäfte, Aktenstudium, Nachbearbeitung).

Für Tätigkeiten ausserhalb des ordentlichen Sitzungsbetriebs 
stehen den Gemeinderatsmitgliedern die in Art. 8 aufgeführten 
Tag- und Sitzungsgelder zu.

b) Sozialbehörde
Mitglieder Fr. 1’500.00

c) Rechnungsprüfungskommission
- Präsident Fr. 2'500.00
- Aktuar Fr. 2'200.00
- Mitglieder Fr. 1'500.00

d) Unterhaltskommission für Bodenverbesserungsanlagen
- Mitglieder Fr. 400.00

e) Wahlbüro
Präsident, Mitglieder und Sekretär/in
pro Stunde Fr. 38.50

Art. 10 Sozialbehörde

Als Jahresentschädigung werden folgende prozentuale Anteile 
am Jahresgrundlohn gemäss Lohnklasse 19 Lohnstufe 7 der kan-
tonalen Lohntabelle ausbezahlt:

 Mitglieder (ohne Präsidium) 2.5 %

Gemäss kantonaler Lohntabelle 2025 beträgt der Grundlohn in 
der Klasse 19 LS 7 z.Z. CHF 116’338, was folgende Entschädigung 
ergibt:

 Mitglieder (ohne Präsidium) CHF 2’908

Berechnung: Bisherige Entschädigung von CHF 1'500, wobei in der 
Vergangenheit (2019 bis 2024) jeweils CHF 2'000 ausbezahlt 
wurden. Zur Entschädigung werden zehn Sitzungen à CHF 100 
dazugezählt.



Art. 11 Rechnungsprüfungskommission

Als Jahresentschädigung werden folgende prozentuale Anteile 
am Jahresgrundlohn gemäss Lohnklasse 19 Lohnstufe 7 der kan-
tonalen Lohntabelle ausbezahlt:

 Präsidium 3.0 %
 Aktuariat 2.5 %
 Übrige Mitglieder 1.8 %

Gemäss kantonaler Lohntabelle 2025 beträgt der Grundlohn in 
der Klasse 19 LS 7 z.Z. CHF 116’338, was folgende Entschädigung 
en ergeben:

 Präsidium CHF 3’490
 Aktuariat CHF 2’908
 Übrige Mitglieder CHF 2’094

Berechnung: Bisherige Entschädigung von CHF 2'500 (Präsidium), 
CHF 2'200 (Aktuariat) und CHF 1'500 (übrige Mitglieder) zuzüg-
lich vier Sitzungen à CHF 100.

Art. 12 Unterhaltskommission

Als Jahresentschädigung werden folgende prozentuale Anteile 
am Jahresgrundlohn gemäss Lohnklasse 19 Lohnstufe 7 der kan-
tonalen Lohntabelle ausbezahlt:

 Mitglieder (ohne Präsidium und Verwaltung) 0.4 %

Gemäss kantonaler Lohntabelle 2025 beträgt der Grundlohn in 
der Klasse 19 LS 7 z.Z. CHF 116’338, was folgende Entschädigung 
ergibt:

 Mitglieder CHF 465

Bisherige Entschädigung CHF 400. 

Art. 13 Jugendkommission

Als Jahresentschädigung werden folgende prozentuale Anteile 
am Jahresgrundlohn gemäss Lohnklasse 19 Lohnstufe 7 der kan-
tonalen Lohntabelle ausbezahlt:

 Mitglieder (ohne Präsidium und Verwaltung) 0.4 %

Gemäss kantonaler Lohntabelle 2024 beträgt der Grundlohn in 
der Klasse 19 LS 7 z.Z. CHF 116’338, was folgende Entschädigung 
ergibt:

 Mitglieder CHF 465

Bis anhin keine pauschale Entschädigung; lediglich Sitzungsgeld.

Neu wird analog den übrigen Behörden und Kommissionen ge-
mäss Gemeindeordnung eine Pauschale ausgerichtet. 

Art. 14 Bibliothekskommission

Als Jahresentschädigung werden folgende prozentuale Anteile 
am Jahresgrundlohn gemäss Lohnklasse 19 Lohnstufe 7 der kan-
tonalen Lohntabelle ausbezahlt:

 Mitglieder (ohne Präsidium und Verwaltung) 0.4 %

Die Bibliothekskommission ist in der Gemeindeordnung explizit 
erwähnt, weshalb sie auch in der vorliegenden 
Entschädigungsverordnung integriert werden muss. Faktisch 
werden keine Entschädigungen ausbezahlt, da die Kommission 
aus einem Mitglied der Primarschulpflege (Präsidium) und den 
Mitarbeitenden der Bibliothek (Verwaltung), welche im 
Monatslohn besoldet, besteht. Diese Entschädigung käme 
höchstens in Betracht, wenn eine externe Person Mitglied der 
Kommission würde.



Art. 4 Nebenamtliche Funktionäre

Die nebenamtlichen Funktionäre werden für die Erfüllung ihrer 
Aufgaben wie folgt entschädigt:

a) Friedensrichter
- Grundpauschale bis 7 Fälle Fr. 5‘000.00
- pro weiterer Fall Fr 700.00

Der Gebührenertrag geht in die Gemeindekasse. Büromaterial 
und Formulare gehen zu Lasten der Gemeinde. Diese Regelung 
tritt auf den 1. Januar 2018 in Kraft.

b) Ackerbaustellenleiter pro Stunde Fr. 38.50

c) Gemeindeweibel Fr. 5'040.00

d) Sigrist/Betreuung Brückenwaage Fr. 450.00

e) Aufsicht Forsthaus und Schützenstube
pro Vermietung Fr. 52.00

Art. 15 Weitere Entschädigungen

1 Der Gemeinderat legt die Entschädigungen der Friedensrich-
terin bzw. des Friedensrichters, der weiteren nebenamtlichen 
Beauftragten, der Mitglieder der temporär beratenden Kommis-
sionen sowie des Wahlbüros in einem Behördenerlass fest. 

2 Der Gemeinderat kann Behörden-, Kommissions- und Arbeits-
gruppenmitgliedern für ausserordentliche Beanspruchung durch 
besondere Aufgaben angemessene Zusatzentschädigungen für 
eine begrenzte Zeit ausrichten. 

3 Beauftragte, die selbst Amtsräume stellen müssen, haben An-
spruch auf angemessene Entschädigungen.

Gemäss § 56 des Gesetzes über die Gerichts- und Behördenorga-
nisation im Zivil- und Strafprozess (GOG) wird die Friedensrichte-
rin bzw. der Friedensrichter von der Gemeinde entlöhnt. Die Ein-
nahmen des Friedensrichteramts fallen in die Gemeindekasse. 
Die Entschädigung des Friedensrichters soll in etwa gleichbleiben. 
Es soll jedoch auf eine Lohnklasse gemäss kantonaler 
Besoldungstabelle 2024 abgestützt werden (z.B. 3.5 % von Klasse 
22 LS 13 z.Z. CHF 153'445 = CHF 5'370 für sieben Fälle und 0.5 % 
bzw. 767 für jeden weiteren Fall).

Die Entschädigung pro Einsatz für die Mitglieder des Wahlbüros 
und die beigezogenen Hilfskräfte soll neu vom Gemeinderat fest-
gelegt werden. Die Mitglieder des Wahlbüros (inkl. Präsidium und 
Sekretariat) werden im Stundenlohn auf Basis Klasse 19 LS 7 
entschädigt werden (z.Z. CHF 52.69 pro Stunde zuzüglich Ferien- 
und Feiertageanteil). Derselbe Ansatz soll auch für den 
Gemeindeverantwortlichen für Landwirtschaft gelten.

Die Entschädigung der Mitglieder von Kommissionen, die nicht 
vom Volk gewählt werden, sowie von Arbeitsgruppen, die nicht 
zugleich Mitglied des Gemeinderats oder der Schulpflege sind, 
wie auch von weiteren nebenamtlichen Beauftragten, wie z.B. 
den Gemeindeverantwortlichen für Landwirtschaft (Ackerbau-
stellenleitender), den Weibeldienst und die Hauswartungen für 
das Schützen- und Forsthaus, wird durch den Gemeinderat mit 
separatem Behördenerlass oder im Rahmen des Budgets festge-
legt. Für die Festlegung der Entschädigung der nebenamtlichen 
Beauftragten der Schule ist die Schulpflege zuständig. Die 
Entschädigung des Weibeldienstes soll in etwa gleichbleiben. Es 
soll jedoch auf eine Lohnklasse gemäss kantonaler 
Besoldungstabelle 2024 abgestützt werden (z.B. 8 % von Klasse 8 
LS 9 z.Z. CHF 66'176 = 5’294). Die Hauswartungen werden 
ebenfalls mit dem Gemeindestundenlohn entschädigt.

Ist ein Mitglied oder eine beauftragte Person übermässig mit ge-
meindeeigenen Projekten oder Aufgaben beschäftigt und zum 
Wohle der Bevölkerung aktiv, soll dieser Zusatzaufwand auch ho-
noriert werden können.



Art. 16 Stundenentschädigung / Gemeindestundenlohn

1 Der Gemeindestundenlohn basiert auf der Lohnklasse 8 Lohn-
stufe 9 (Spalte 9) der kantonalen Lohntabelle. Der Stundenansatz 
wird um einen Zuschlag für den Ferien- und Frei-Tage-Anteil er-
höht. Die Auszahlung erfolgt aufgrund von Stundenabrechnun-
gen.

2 Für Hilfskräfte kann der Gemeindestundenlohn angemessen 
reduziert werden.

Zur Vereinfachung wird der Gemeindestundenlohn gestützt auf 
eine Lohnklasse festgesetzt. Dieser beträgt gemäss kantonaler 
Lohntabelle 2025 CHF 30.63 zuzüglich Ferien- und Freitageanteil.

Art. 5 Beratende Kommissionen

Für die Mitglieder von beratenden Kommissionen werden die 
Entschädigungen durch den Gemeinderat festgelegt.

Neu in Art. 12 ff. geregelt.

Art. 6 Zusätzliche Aufgaben

Übernimmt ein Behörden- oder Kommissionsmitglied oder eine 
beauftragte Person Aufgaben, welche zu einem erheblichen zeit-
lichen Mehraufwand führen, kann der Gemeinderat eine zusätz-
liche Entschädigung ausrichten.

Neu in Art. 15 Abs. 2 geregelt.

Art. 7 Teuerungszulagen

Der Gemeinderat kann zu Beginn einer neuen Legislaturperiode 
die Entschädigungen gemäss Art. 3 und 4 dieser Verordnung im 
Rahmen der für das Gemeindepersonal geltenden Bestimmun-
gen der Teuerung anpassen.

Neu in Art. 3 geregelt. 

Art. 17 Definition von Sitzungs-/Taggeld

1 Um eine Sitzung handelt es sich in der Regel, wenn mit einer 
Traktandenliste zu einer Sitzung eingeladen und über die Sitzung 
ein Beschlussprotokoll oder Aktennotiz geführt wird. 

2 Für die Teilnahme an Tagungen, Weiterbildungen, Workshops, 
Kursen und Augenscheinen mit offiziellem Mandat wird ein 
Sitzungsgeld ausgerichtet. 

3 Das Sitzungsgeld beinhaltet die Vor-/Nachbearbeitung der je-
weiligen Sitzung. 

4 Vorbehalten bleibt Art. 7.

Siehe auch Art. 7 Abs. 2 und 3.



Art. 8 Tag- und Sitzungsgelder

Zusätzlich zur Grundentschädigung stehen den Mitgliedern der 
Behörden und Kommissionen für die Teilnahme an Sitzungen 
und für andere amtliche Verrichtungen Tag- bzw. Sitzungsgelder 
im folgenden Umfang zu:

a) für Tagessitzungen bis zu zwei Stunden Dauer Fr. 65.00

b) für Abendsitzungen Fr. 65.00

c) für Tagessitzungen von mehr als zwei Stunden Dauer
- für den halben Tag Fr. 130.00
- für den ganzen Tag Fr. 260.00

Sitzungsvorbereitung, Aktenstudium sowie Gespräche in der 
Verwaltung werden nicht separat entschädigt.

Art. 18 Sitzungsgelder

1 Den Behörden- und Kommissionsmitgliedern stehen für die 
Teilnahme an Sitzungen und andere amtliche Verrichtungen, so-
weit sie nicht durch die Jahresentschädigung gemäss Art.8 ff. ab-
gegolten sind, Sitzungsgelder im folgenden Umfang zu:

 pro Stunde CHF 50.00
bis maximal pro Tag CHF 400.00

2 Bei den angebrochenen Stunden wird auf die nächste Viertel-
stunde aufgerundet.

Die Ansätze werden erhöht, da die bisherige Entschädigung in 
keiner Art und Weise den Lohnausfall eines Kommissionsmit-
glieds kompensiert. 

Art. 9 Spesenvergütung

Den Mitgliedern von Behörden und Kommissionen sowie den 
Funktionären werden, die aus der amtlichen Tätigkeit erwach-
senden Barauslagen gemäss den für das Gemeindepersonal gel-
tenden Richtlinien entschädigt.

Von dieser Regelung ausgenommen sind die Mitglieder des Ge-
meinderates.

Die ihnen anfallenden Spesen, inkl. Telefonspesen und Be-
nützung des Privatfahrzeugs, werden jährlich pauschal in folgen-
dem Umfang entschädigt.

- Präsident Fr. 1'000.00
- Mitglieder Fr. 500.00

Art. 19 Spesenvergütung

1 Für die Teilnahme an Sitzungen, Tagungen, Kursen, Augen-
scheinen und amtlichen Verrichtungen werden die effektiven 
Fahrkosten und Spesen aufgrund der vorzuweisenden Belege 
ausgerichtet. Es gelten die gleichen Ansätze wie für das Gemein-
depersonal.

2 Von der Regelung gemäss Abs. 1 ausgenommen sind die Mit-
glieder des Gemeinderats und der Primarschulpflege. Die ihnen 
anfallenden Spesen (ICT-Infrastruktur und Benützung des Privat-
fahrzeugs) werden jährlich pauschal in folgendem Umfang ent-
schädigt:

 Präsidien CHF 1'000.00
 Mitglieder CHF 500.00

Unverändert für den Gemeinderat und die Mitglieder der Primar-
schulpflege. Für das Präsidium der Primarschulpflege wurde die 
Pauschale erhöht. 



Art. 20 Auszahlung

1 Die Entschädigungen gemäss Art. 8 und 9 werden monatlich 
oder halbjährlich ausbezahlt.

2 Die übrigen Entschädigungen gemäss dieser Verordnung sind 
im 4. Quartal abzurechnen.

3 Die Kontrolle erfolgt durch das jeweilige Behördenpräsidium. 
Die Abrechnung des Präsidiums wird durch das Vizepräsidium 
geprüft.

Entspricht der bisherigen Praxis und wird neu in die Verordnung 
aufgenommen.

Art. 10 Reduktion der Entschädigung

Ist ein Behördenmitglied während längerer Zeit aus persönlichen 
oder beruflichen Gründen an seiner Arbeitsleistung verhindert, 
kann seine Entschädigung anteilmässig reduziert und prozentual 
an die mit der Stellvertretung betrauten Personen ausgerichtet 
werden. Über die Höhe der Reduktion entscheidet die Gesamt-
behörde.

C. Versicherungen III. Versicherung und Rechtsschutz

Art. 11 AHV / ALV / IV

Die Behördenmitglieder werden bei der AHV/ALV/IV versichert. 
In Bagatellfällen (gegenwärtig unter Fr. 2‘300.00 Jahreslohn) 
werden Personen nur versichert, wenn sie es ausdrücklich 
wünschen.

Art. 21 Sozialversicherungsbeiträge

1 Auf allen Entschädigungen werden nach den massgeblichen 
bundesrechtlichen Bestimmungen die ordentlichen Sozialver-
sicherungsprämien abgezogen.

2 Kein Abzug von Sozialversicherungsprämien erfolgt auf Spe-
senentschädigungen.

Entspricht der bisherigen Praxis und den Vorschriften gemäss So-
zialversicherungsrecht. Wird neu in die Verordnung aufgenom-
men.



Art. 12 Berufliche Vorsorge

Sollte eine Besoldung oder Entschädigung in den Bereich der Bei-
tragspflicht gemäss BVG kommen, erfolgt die Versicherung bei 
der gleichen Institution, wo das Gemeindepersonal angeschlos-
sen ist.

Art. 22 Berufliche Vorsorge

1 Die nach dieser Verordnung entschädigten Personen sind nach 
den Richtlinien des Bundesgesetzes über die berufliche Vorsorge 
(BVG) bei der aktuellen Pensionskasse der Gemeinde Hochfelden 
versichert, gemäss deren reglementarischen Bestimmungen und 
den zusätzlichen vertraglichen Vereinbarungen.

2 Die Prämien werden analog der Regelung für das Gemeinde-
personal anteilsmässig von den Versicherten und von der Ge-
meinde bezahlt.

Art. 13 Unfall- und Haftpflichtversicherung

Alle Behörden- und Kommissionsmitglieder sowie die Funktio-
näre werden für ihre amtliche Tätigkeit auf Kosten der Gemeinde 
gegen Unfall und Haftpflicht versichert.

Art. 23 Unfall- und Haftpflichtversicherung

1 Die Gemeinde schliesst für alle Behörden- und Kommissions-
mitglieder eine Unfall- und Haftpflichtversicherung ab. Für 
Dienstfahrten mit privaten Motorfahrzeugen besteht eine Voll-
kaskoversicherung. 

2 Die Prämien werden von der Gemeinde bezahlt.

Behördenmitglieder sind nur gegen Berufsunfall versichert. Die 
Nichtberufsunfallversicherung erfolgt über den/die 
Arbeitgeber/in oder privat (Krankenkasse).

Art. 24 Schutz vor ungerechtfertigten Angriffen

1 Die Gemeinde schützt ihre Behörden- und Kommissionsmit-
glieder sowie die Funktionäre vor ungerechtfertigten Angriffen 
und Ansprüchen. 

2 Die Kosten für den Rechtsschutz werden von der Gemeinde 
bezahlt, wenn die Behörden- und Kommissionsmitglieder sowie 
die Funktionäre im Zusammenhang mit der Ausübung ihrer amt-
lichen Tätigkeit auf dem Rechtsweg belangt werden, oder wenn 
sich zur Wahrung ihrer Rechte gegenüber Dritten die Beschrei-
tung des Rechtsweges als notwendig erweist



D. Schluss- und Übergangsbestimmungen IV. Übergangs- und Schlussbestimmungen

Art. 25 Ausführungsbestimmungen

Der Gemeinderat kann in einem Behördenerlass Ausführungsbe-
stimmungen zu dieser Verordnung beschliessen, insbesondere 
für: 

a. Präzisierung der Anwendungen dieser Verordnung;
b. Entschädigung für Mitglieder von Arbeitsgruppen und Aus-

schüssen sowie Friedensrichter, Wahlbüro und weiteren ne-
benamtlichen Beauftragten;

c. Spesen und Weiterbildung;
d. Detailregelungen Versicherungen.

Durch diese Bestimmung wird der Gemeinderat ermächtigt, in 
diesen Bereichen detailliertere Regelungen vorzunehmen.

Art. 14 Inkraftsetzung

Diese Verordnung tritt nach der Genehmigung durch die Ge-
meindeversammlung auf den 1. Juli 2018 in Kraft.

Art. 26 Inkraftsetzung

Diese Verordnung tritt nach der Genehmigung durch die Ge-
meindeversammlung auf den 1. Juli 2026 in Kraft.

Art. 15 Aufhebung bisheriges Recht

Auf den gleichen Zeitpunkt wird die Entschädigungsverordnung 
vom 10. Februar 2010 aufgehoben.

Art. 27 Aufhebung bisheriges Recht

Auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Verordnung wird die 
Entschädigungsverordnung der Politischen Gemeinde Hochfel-
den vom 6. Dezember 2017 sowie die Entschädigungsverord-
nung der Primarschulgemeinde vom 10. Februar 2010 mit allen 
bisherigen Änderungen aufgehoben.


